
 
 

Statuten des Vereins  
Wiener Gesellscha2 für interkulturelle Philosophie (WiGiP) 

 

§ 1 Name, Sitz und TäCgkeitsbereich 

1. Der Verein führt den Namen Wiener Gesellscha7 für interkulturelle Philosophie (WiGiP). 
2. Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt seine TäEgkeit auf die ganze Welt. 
 

 

§ 2 Zweck 

Der Verein, dessen TäEgkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt die Förderung von 
Theorie und Praxis des interkulturellen Dialoges und der interkulturellen Philosophie. 

 

§ 3 TäCgkeit zur Verwirklichung des Vereinszweckes 

1. Der Vereinszweck soll durch die in Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen 
MiQel verwirklicht werden.  

2. Als ideelle MiQel dienen: 
1. Vorträge, Tagungen, Symposien 
2. PublikaEonen 
3. Förderung von Studienprojekten im Zusammenhang mit dem Vereinszweck. 

3. Die erforderlichen materiellen MiQel sollen aufgebracht werden durch: 
1. BeitriQsgebühren und Mitgliedsbeiträge 
2. Erlöse aus dem Verkauf von PublikaEonen 
3. Spenden, Förderungen, Zuschüsse. 

 
§ 4 Arten der Mitgliedscha2 

1. Die Mitglieder des Vereines gliedern sich in ordentliche Mitglieder und Ehrenmitglieder. 

2. Ehrenmitglieder sind Personen, die hiezu wegen besonderer Verdienste um den Verein 
ernannt werden. 

 

§ 5 Erwerb der Mitgliedscha2 

1. Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen sowie jurisEsche Personen 
werden. 

2. Über die Aufnahme von ordentlichen Mitgliedern entscheidet der Vorstand. Die 
Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 

3. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstandes durch die 
Mitgliederversammlung. 

 



 
 

§ 6 Beendigung der Mitgliedscha2 

1. Die Mitgliedscha7 erlischt durch Tod (bei jurisEschen Personen durch Verlust der 
Rechtspersönlichkeit), durch freiwilligen AustriQ, durch Streichung und durch 
Ausschluss. 

2. Der AustriQ kann jederzeit erfolgen. Er muss dem Vorstand schri7lich mitgeteilt werden. 
Für den Zeitpunkt des AustriQs ist das Datum der Postaufgabe oder der E-Mail 
maßgeblich. 

3. Die Streichung eines Mitgliedes kann der Vorstand vornehmen, wenn dieses trotz 3-
maliger schri7licher Mahnung länger als 12 Monate mit der Zahlung der 
Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen 
Mitgliedsbeiträge bleibt hievon unberührt. 

 
4. Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann vom Vorstand wegen grober 

Verletzung der Mitgliedspflichten und wegen unehrenha7en Verhaltens verfügt werden. 
Gegen den Ausschluss ist die Berufung an die Mitgliederversammlung zulässig, bis zu 
deren Entscheidung die Mitgliedsrechte ruhen. 

 
5. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedscha7 kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen 

von der Mitgliederversammlung über Antrag des Vorstandes beschlossen werden. 
 

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Die Mitglieder sind berechEgt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und 
die Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Den ordentlichen und den 
Ehrenmitgliedern stehen das SEmmrecht in der Mitgliederversammlung sowie das akEve 
und passive Wahlrecht zu. 

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Krä7en zu fördern und 
alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden 
könnte. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 
beachten. Die ordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der allfälligen 
BeitriQsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der von der Mitgliederversammlung 
beschlossenen Höhe verpflichtet. 

 

§ 8 Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 
13), die RechnungsprüferInnen (§ 14), der Geschä7sführer/die Geschä7sführerin (§ 15) 
und das Schiedsgericht (§ 16). 

 

§ 9 Die Mitgliederversammlung 

1. Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet ein Mal pro Jahr staQ.  

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung hat auf Beschluss des Vorstandes oder 
der Mitgliederversammlung auf schri7lichen begründeten Antrag von mindestens einem 



 
 

Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen der RechnungsprüferInnen binnen 4 Wochen 
staQzufinden.  

3. Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen  
Mitgliederversammlungen sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin 
schri7lich, z.B. per E-Mail, einzuladen. Die Anberaumung der Mitgliederversammlung 
hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt durch den 
Vorstand. 

4. Die Mitgliederversammlung kann auch als einfache virtuelle Versammlung gemäß § 2 
VirtGesG (Virtuelle Gesellscha7sversammlungen-Gesetz) oder als hybride Versammlung 
gemäß § 4 VirtGesG durchgeführt werden. Die Entscheidung, in welcher Form die 
jeweilige Mitgliederversammlung durchzuführen ist, obliegt dem einberufenden Organ 
(vgl. § 9, 3) und ist bei der Einberufung bekanntzugeben. 

5. Anträge zur Mitgliederversammlung sind mindestens drei Tage vor dem Termin der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand schri7lich einzureichen. 

6. GülEge Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst 
werden. 

7. Bei der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechEgt und 
sEmmberechEgt. Jedes Mitglied hat eine SEmme (jurisEsche Personen werden durch 
einen BevollmächEgten vertreten). Die Übertragung des SEmmrechtes auf ein anderes 
Mitglied im Wege einer schri7lichen BevollmächEgung ist zulässig. Jedes Mitglied kann 
TrägerIn höchstens dreier Vollmachten sein. 

8.  Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 

9. Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Mitgliederversammlung erfolgen in der 
Regel mit einfacher SEmmenmehrheit. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins 
geändert oder der Verein aufgelöst werden, bedürfen jedoch einer qualifizierten 
Mehrheit von zwei DriQeln der abgegebenen gülEgen SEmmen. 

10. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Obmann/die Obfrau, in deren 
Verhinderung deren StellvertreterIn. Wenn auch dieser/diese verhindert ist, so führt das 
an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 

 

§ 10 Aufgabenkreis der Mitgliederversammlung 

Der Mitgliederversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

1. Entgegennahme und Genehmigung des Rechenscha7sberichtes und des 
Rechnungsabschlusses sowie die Entlastung des Vorstands; 

2. Beschlussfassung über den Voranschlag; 

3. Bestellung und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes und der 
RechnungsprüferInnen; 



 
 

4. Festsetzung der Höhe einer allfälligen BeitriQsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für 
ordentliche Mitglieder; 

5. Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedscha7; 

6. Entscheidung über Berufungen gegen Ausschlüsse von der Mitgliedscha7;  

7. Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 

8. Beratung und Beschlussfassung über sonsEge auf der Tagesordnung stehende Fragen. 

 

§ 11 Der Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens sechs Mitgliedern, und zwar aus dem Obmann/der 
Obfrau und seinem/seiner StellvertreterIn, dem Schri7führer/der Schri7führerin und 
seinem/seiner StellvertreterIn, dem Kassier/der Kassierin und seinem/seiner 
StellvertreterIn, sowie weiteren Mitgliedern. 

2. Der Vorstand, der von der Mitgliederversammlung gewählt wird, hat bei Ausscheiden 
eines gewählten Mitgliedes das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu 
koopEeren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächsnolgenden 
Mitgliederversammlung einzuholen ist. 

3. Die FunkEonsdauer des Vorstandes beträgt zwei Jahre. Auf jeden Fall währt sie bis zur 
Wahl eines neuen Vorstandes. Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder sind wieder 
wählbar. 

4. Der Vorstand wird vom Obmann/der Obfrau, in dessen Verhinderung von seinem/ihrer 
StellvertreterIn oder Geschä7sführerIn, schri7lich einberufen. 

5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und 
mindestens ein DriQel von ihnen anwesend ist. 

6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher SEmmenmehrheit; bei 
SEmmengleichheit entscheidet die SEmme des Vorsitzenden. 

7. Den Vorsitz führt der Obmann/die Obfrau, bei Verhinderung sein Stellvertreter/seine 
Stellvertreterin. Ist auch diese/r verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten 
anwesenden Vorstandsmitglied. 

8. Außer durch Tod und Ablauf der FunkEonsperiode (Abs. 3) erlischt die FunkEon eines 
Vorstandsmitgliedes durch Enthebung (Abs. 9) und RücktriQ (Abs. 10). 

9.  Die Mitgliederversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner 
Mitglieder entheben. 

10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schri7lich ihren RücktriQ erklären. Die 
RücktriQserklärung ist an den Vorstand, im Falle des RücktriQes des gesamten 
Vorstandes an die Mitgliederversammlung, zu richten. Der RücktriQ wird erst mit der 
Wahl bzw. KoopEerung (Abs. 2) eines Nachfolgers/einer Nachfolgerin wirksam. 

11. Vorstandssitzungen können auch ohne physische Anwesenheit der TeilnehmerInnen 
(als virtuelle oder hybride Vorstandssitzung im Sinne der BesEmmungen in § 9, Absatz 4) 
abgehalten werden. In diesem Fall gelten die BesEmmungen für die Abhaltung von 



 
 

Vorstandssitzungen unter physischer Anwesenheit der TeilnehmerInnen sinngemäß. Der 
Vorstand kann auch schri7liche Beschlüsse (z. B. über E-Mail) im Umlaufweg fassen. 

 

§ 12 Aufgabenkreis des Vorstandes 

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch 
die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen 
insbesondere folgende Angelegenheiten: 

1. Erstellung des Jahresvoranschlages, sowie Abfassung des Rechenscha7sberichtes und 
des Rechnungsabschlusses; 

2. Vorbereitung der Mitgliederversammlung; 

3. Einberufung der ordentlichen und der außerordentlichen Mitgliederversammlungen; 

4. InformaEon der Mitglieder über TäEgkeit und finanzielle Gebarung des Vereins in den 
Mitgliederversammlungen; 

5. Verwaltung des Vereinsvermögens; 

6. Aufnahme, Ausschluss und Streichung von Vereinsmitgliedern; 

7. Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins. 

 

§ 13 Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 

1. Der Obmann/die Obfrau ist das höchste Leitungsorgan. Ihm/Ihr obliegt die Vertretung 
des Vereins, insbesondere nach außen, gegenüber Behörden und driQen Personen. 
Er/Sie führt den Vorsitz in der Mitgliederversammlung und im Vorstand. Bei Gefahr im 
Verzug ist er/sie berechEgt, auch in den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich 
der Mitgliederversammlung oder des Vorstandes fallen, unter eigener Verantwortung 
selbständig Anordnungen zu treffen; diese bedürfen jedoch der nachträglichen 
Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

2. Der Schri7führer/die Schri7führerin hat den Obmann/die Obfrau bei der Führung der 
Vereinsgeschä7e zu unterstützen. Ihm/Ihr obliegt die Führung der Protokolle der 
Mitgliederversammlung und des Vorstandes. 

3. Der Kassier/die Kassiererin ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins 
verantwortlich.  

4. Schri7liche AusferEgungen und Bekanntmachungen des Vereins, insbesondere den 
Verein verpflichtende Urkunden, sind vom Obmann/von der Obfrau und vom 
Schri7führer/von der Schri7führerin, sofern sie jedoch Geldangelegenheiten betreffen, 
vom Obmann/von der Obfrau und vom Kassier/von der Kassiererin gemeinsam zu 
unterferEgen. 

5. Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle des Obmannes/der Obfrau, des 
Schri7führers/der Schri7führerin und des Kassiers/der Kassiererin ihre 
StellvertreterInnen. 



 
 

 

§ 14 Die RechnungsprüferInnen 

1. Die zwei RechnungsprüferInnen werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von 2 Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. 

2. Den RechnungsprüferInnen obliegt die laufende Geschä7skontrolle und die Überprüfung 
des Rechnungsabschlusses. Sie haben der Mitgliederversammlung über das Ergebnis der 
Überprüfung zu berichten.  

3. Im Übrigen gelten für die RechnungsprüferInnen die BesEmmungen des § 11 Abs. 3, 8, 9 
und 10 sinngemäß. 

 

§ 15 Der Geschä2sführer/die Geschä2sführerin 

Der Geschä7sführer/die Geschä7sführerin leitet das Büro und ist für die Abwicklung der 
laufenden Geschä7e des Vereins gemäß den Weisungen des Vorstandes verantwortlich. 
Er/Sie ist für die laufenden Geschä7e allein zeichnungsberechEgt. 

 

§ 16 Das Schiedsgericht 

1. In allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden StreiEgkeiten entscheidet das 
Schiedsgericht. 

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus fünf ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es 
wird derart gebildet, dass jeder StreiQeil innerhalb von drei Tagen dem Vorstand zwei 
Mitglieder als SchiedsrichterInnen namha7 macht. Diese wählen mit SEmmenmehrheit 
einen Vorsitzenden des Schiedsgerichtes. Bei SEmmengleichheit entscheidet unter den 
Vorgeschlagenen das Los. 

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder 
mit einfacher SEmmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. 
Seine Entscheidungen sind endgülEg. 

 

§ 17 Auflösung des Vereins 

1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
außerordentlichen Mitgliederversammlung und nur mit ZweidriQelmehrheit der 
abgegebenen gülEgen SEmmen beschlossen werden. 

2. Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung der Vereinsbehörde schri7lich 
anzuzeigen. 

3. Das im Falle der Auflösung oder bei Wegfall des begünsEgten Vereinszweckes allenfalls 
vorhandene Vereinsvermögen soll einer OrganisaEon zufallen, die gleiche oder ähnliche 
Zwecke wie dieser Verein verfolgt, sonst Zwecken der Sozialhilfe.  

 


